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Zusammengestellt von Klaus Schuster

Das Thema Asyl war in den letzten Jahren wichtiger Inhalt
der österreichischen Innenpolitik. Mit dem Thema wird
Politik gemacht, das heißt in diesem Fall: Es wird
missbraucht in der Hoffnung, Wählerstimmen zu gewinnen.

Eine harte Faust verspricht die Lösung eines Problems, das vorher durch
künstlich geschürten Fremdenhass an die Wand der Öffentlichkeit proji-
ziert wurde. Wesentliche Medien sind dabei neben einem berüchtigten
Kleinformat natürlich auch Wahlplakate. Derzeit in NÖ zu sehen: Das
Boot ist voll! und: Wir sind gegen dich, weil du für sie bist!

Aber auch für die solidarische, an komplexen Zusammenhängen interes-
sierte LeserIn ist es schwierig, den Überblick zu behalten, ohne ein öster-
reichisches aktuelles Fachlexikon für die Begriffe Asyl, Migration, Flücht-
ling, Schubhaft, Grundversorgung etc. zu besitzen.

Ausschlag gebend für die Entscheidung, ein Sustainable Austria zum The-
ma Asyl zu machen, war natürlich vor allem die Solidarität mit den Men-
schen auf der Flucht. Zugleich ist aber die Qualität der Berichterstattung so
ärgerlich, dass wir uns entschlossen, zu wesentlichen Teilaspekten Fach-
leute einzuladen, um die Sachverhalte und Zusammenhänge übersichtlich
darzustellen.

Da danke ich zuerst Georg Atzwanger, der mir half, zwischen Asyl und Mi-
gration zu unterscheiden. Wir entschieden uns, den großen Bereich der

Jahrelang warten auf den
Asylentscheid

Weiter auf Seite 13
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Genfer
Flüchtlingskonvention

Die Genfer Flüchtlingskonven-
tion (eigentlicher Titel: „Ab-
kommen über die Rechtsstel-
lung der Flüchtlinge“) wurde
1951 auf einer UN-Konferenz
verabschiedet und ist das Fun-
dament des internationalen
Flüchtlingsrechts. Sie definiert
den Begriff „Flüchtling“ (s. un-
ter „Asylgesetz“) und legt Min-
deststandards für die Behand-
lung von Personen fest, von
denen festgestellt wurde, dass
sie Anspruch auf Flüchtlings-
status haben. Die Genfer
Flüchtlingskonvention war zu-
nächst darauf beschränkt,
hauptsächlich europäische
Flüchtlinge nach dem Zweiten
Weltkriegs zu schützen. Ein
Protokoll von 1967 erweiterte
den Wirkungsbereich der Kon-
vention, als man erkannte,
dass Flüchtlingsströme ein glo-
bales Phänomen darstellen.
Bis heute sind mehr als 140
Staaten dem Abkommen bei-
getreten. Das Originaldoku-
ment war auch Vorbild für re-
gionale Ansätze wie die Afri-
kanische Flüchtlingskonventi-
on von 1967 und die latein-
amerikanische Cartagena-
Konvention von 1984.

Wie läuft so ein Asylverfahren?
Das Asylgesetz 2003 – im Oktober 2004 vom VfGH
teilweise aufgehoben – soll 2005 erneut verschärft werden.

Flüchtlinge , die an der österreichischen Staatsgrenze um Asyl ansuchen,
werden zurückgewiesen, da sie sich bereits in einem sicheren Land befin-
den, das für das Asylverfahren zuständig wäre. (Sonderregelung für
Schweiz und Liechtenstein)

Wer trotzdem irgendwie nach Österreich gelangt ist und hier um Asyl an-
sucht, wird festgenommen (!) und in eine der 3 Erstaufnahmestellen (Trais-
kirchen, St. Georgen im Attergau oder Flughafen Schwechat) überstellt.
Die Polizei durchsucht Kleidung und Gepäck und nimmt Fingerabdrücke.
Diese Festnahme ist nicht nur eine extrem unfreundliche Begrüßung, sie
widerspricht auch dem Geist der Europäischen Menschenrechtskonventi-
on.

Bevor sich die Behörde mit den Fluchtgründen beschäftigt, prüft sie zu-
nächst, ob Österreich für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig
ist. In der Erstaufnahmestelle wird darüber grundsätzlich innerhalb von 20
Tagen entschieden.

Ist ein Flüchtling nachweislich über einen anderen europäischen Staat ein-
gereist, so ist der Regelfall die Zurückweisung des Asylantrags als unzuläs-
sig und in der Folge die Abschiebung in diesen Staat. Gegen diese Ent-
scheidung kann zwar beim Unabhängigen Bundesasylsenat (UBAS) beru-
fen werden, seit Inkrafttreten des Asylgesetzes 2003 konnte der Asylsu-
chende aber vor Entscheidung über seine Berufung abgeschoben werden
(sog. Ausschluss der aufschiebenden Wirkung). Diese Bestimmung wurde
vom VfGH allerdings aufgehoben, weil der generelle Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung gegen das Rechtsstaatsprinzip verstößt.

Ein für die AsylwerberIn positives Ergebnis der Erstaufnahme bedeutet,
dass der Asylantrag inhaltlich geprüft wird. Für diese Zeit wird eine vorläu-
fige Aufenthaltsberechtigung für die Dauer des Asylverfahrens erteilt. Ge-
gen eine inhaltlich negative Entscheidung kann Berufung an den UBAS er-

hoben werden. Wird der Asylantrag auch
vom UBAS abgewiesen, steht der Gang
zum Verwaltungsgerichtshof offen.

Während die AsylwerberInnen auf den
Ausgang des Verfahrens warten, sollten
sie seit 1.5.2004 in die sog. Grundversor-
gung aufgenommen werden (Wohnen,
Essen, Kleidung, medizinische Versor-
gung, Taschengeld). Die Quote, nach der
die Bundesländer Plätze hiefür zur Verfü-
gung stellen sollten, ist allerdings noch im-
mer Gegenstand politischen Hick-Hacks
zwischen Bund und Ländern. Auf die Un-
terbringung hatten Asylsuchende keinen
Rechtsanspruch und kein Rechtsmittel ge-
gen die Verweigerung der Aufnahme. Seit
1. Jänner 2005 ist ein neues Bundesbe-
treuungsgesetz in Kraft, das zumindestFlüchtlingslager in Afghanistan
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eingeschränkt einen Instanzenzug vorsieht, falls ein Asylsuchender von
der Unterbringung ausgeschlossen wird. Diese Neuerung resultiert aus
EU-Mindeststandards, die im Februar 2005 umgesetzt sein müssen und
die Österreich bisher nicht erfüllt hat.

Wird über den Asylantrag positiv entschieden, kommt der AntragstellerIn
die Stellung eines anerkannten Flüchtlings nach der Genfer Flüchtlingskon-
vention zu. Damit ist sie zum unbefristeten Aufenthalt in Österreich be-
rechtigt. Ändern sich allerdings die Verhältnisse im Heimatland, so kann
der Flüchtlingsstatus auch wieder aberkannt werden.

Wird der Asylantrag in der Erstaufnahmestelle oder später abgewiesen, so
sind die Konsequenzen Ausweisung, Schubhaft und Abschiebung. Der
Verfassungsgerichtshof (VfGH) hob im Oktober 2004 unter anderem das
Neuerungsverbot in der Berufung auf. Dieses hatte untersagt, dass nach
der Erstaufnahme weitere Begründungen für die Schutzbedürftigkeit ge-
nannt werden. Weiters wurden Abschiebungen vor Abschluss des Verfah-
rens als verfassungswidrig aufgehoben und die automatische Verhängung
von Schubhaft bei sog. Folgeanträgen.

Der Auftrag des Verfassungsgerichtshofs, das Gesetz 2005 zu sanieren,
soll nun dazu missbraucht werden, anstelle der Beseitigung der Verfas-
sungswidrigkeiten neue Restriktionen einzuführen.

Die derzeit diskutierten Vorschläge des Innenministeriums (BMI) sollen ei-
ne weitere Beschneidung der Rechte der AsylwerberInnen und eine Aus-
weitung der Polizeibefugnisse bringen: Weniger Zeit für die Anhörung,
Streichung von Vergünstigungen für traumatisierte Flüchtlinge, mehr
Gründe, um verhaftet zu werden und Einschränkung der Bewegungsfrei-
heit auf ein Bundesland.

Schubhaft und Abschiebung bei laufendem Asylverfahren für verurteilte
Straftäter ist ein weiterer Vorschlag. Der letzte Punkt kann bei Verfolgung
im Heimatland ein Todesurteil bedeuten.

Was geht hier vor? Die reichen Staaten des Nordens schotten sich immer
hermetischer gegen Flüchtlinge ab. Hohe Mauern mit Stacheldraht stehen
schon an der Nordküste Afrikas.

Die Zahl der Asylwerber geht in der EU bereits generell zurück, während
die Anzahl der Kriege weltweit steigt. Obwohl seit Jahrzehnten die Nach-
barstaaten der Krisenregionen die Hauptlast der Versorgung von Flüchtlin-
gen tragen, sind es die reichen Industriestaaten, die sich über ihren Anteil
am Flüchtlingsschutz beschweren.

Die Entwicklung der Asylgesetzgebung in Österreich zeigt, dass die Rech-
te von Menschen, die aus irgend einer Not heraus ihre Heimat verlassen
haben, nichts zählen gegenüber einer vagen, künstlich forcierten Xeno-
phobie, die in politisches Kleingeld umgemünzt werden soll.

Liese Prokop verspricht die Einhaltung der Menschenrechte (ist scheinbar
nicht mehr selbstverständlich) und die Zusammenarbeit mit den NGOs.
Wir sind gespannt.

Klaus Schuster

Es sind immer Einzel-
schicksale: Dušan S.

Ein 28-jähriger Mann aus Ser-
bien. Kam 2004 nach Öster-
reich wegen Problemen mit
sehr gefährlichen Leuten.
“It´s a very sick story with de-
tails not suitable for public. I
cannot speak about it for
newspaper. I wanted to go to
Norway – only far away. I can-
not go back. Never.”

Dušan wartet auf das Ergebnis
seines Asylverfahrens.
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Frauen auf der Flucht
Der „Flüchtling“ - die „Flüchtling“ oder die „Flüchtlingsfrau“ oder der
„Frauenflüchtling“? Die Schwierigkeit, eine angemessene Bezeichnung für
flüchtende Frauen zu finden, widerspiegelt auf sprachlicher Ebene, was in
Wissenschaft und Politik Tatsache ist: Frauen sind kaum sichtbar, deren
spezielle Migrations- und Fluchtgründe, Problemstellungen auf der Flucht
und im Aufnahmeland finden erst in den letzten Jahren zögerlich Aufmerk-
samkeit (vgl. Binder 2004).

Im Gegensatz dazu ist die Zahl an
flüchtenden Frauen und Kinder sehr
hoch, Schätzungen gehen davon aus,
dass 20% bis 30% der Flüchtlinge
weltweit Frauen und 50% bis 60%
Kinder sind. Die Flucht von Frauen
geht jedoch meist nicht über die Her-
kunftsregion hinaus. Frauen erreichen
weit seltener westliche Aufnahmelän-
der als Männer. So sind zum Beispiel
nur ca. 25% aller AsylwerberInnen in
Österreich Frauen und minderjährige
Mädchen.

Flucht in den Westen ist – auch auf-
grund rigider Einwanderungs- und Asylgesetzgebung und immer intensive-
rer Grenzkontrollen - teuer und gefährlich. Frauen fehlen zumeist die mate-
riellen Ressourcen für eine Flucht in den Westen – innerhalb der ganzen
Familie finden sie weniger Unterstützung durch Verwandte, selbst haben
sie sehr oft weniger eigene finanzielle Mittel. Frauen sind aufgrund unter-
schiedlicher Rollenvorstellungen und Sorge um die Kinder sehr häufig we-
niger mobil. Flucht ist für Frauen gefährlicher als für Männer, denn es be-
steht die große Gefahr, Opfer sexueller Gewalt seitens Mitflüchtlingen,
Schleppern und Grenzorganen zu werden.

Sexuelle Gewalt – ein Begriff, der in Bezug auf Frauenflüchtlinge sehr oft
fällt. Denn flüchtende Frauen sind immer in Gefahr, sexuelle Gewalt zu er-
leben – vor der Flucht, auf der Flucht, im Aufnahmeland und auch bei ei-
ner etwaigen Rückkehr ins Herkunftsland.

Weshalb flüchten Frauen?

„Frauen auf der Flucht“ sind eine sehr heterogene Gruppe, sie unterschei-
den sich hinsichtlich ihrer Herkunft und des sozialen Hintergrundes, ihrer
Bildung und Ausbildung und auch hinsichtlich ihrer Fluchtmotive.

Frauen flüchten zum Teil aus den gleichen Gründen wie Männer, wenn
auch das Geschlecht in der Intention und Art der Verfolgung einen Unter-
schied machen kann, und Frauen flüchten aus anderen, frauenspezifischen
Gründen.

Politisch aktive Frauen werden als Oppositionelle verfolgt, aber auch um
„unfrauliches Handeln“ zu sanktionieren. Frauen erleiden neben anderen
Arten der Folter sehr oft sexuelle Gewalt. Frauen werden als Verwandte
von Oppositionellen verfolgt, sind auch hier häufig von sexueller Gewalt
bedroht mit dem Ziel der „Entehrung des Mannes“.

Flucht ist für Frauen gefährlicher
als für Männer.
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Bei der Verfolgung von Frauen als Zugehö-
rige einer ethnischen und/oder religiösen
Minderheit ist sehr oft sexuelle Gewalt mit-
eingeschlossen, da dadurch nicht nur die
Frau selbst, sondern die ganze Gruppe an-
gegriffen wird – mit der Intention der An-
eignung der Gebärfähigkeit der Frau sowie
der Schwächung der Identität der gesam-
ten Minderheit.

Als frauenspezifisch werden Fluchtgründe
bezeichnet, wenn sich Verfolgungshand-
lungen ausschließlich oder in erster Linie
gegen Frauen aufgrund ihres „Frauseins“
richten. Dazu zählen Übertretungen von
speziell für Frauen geltenden staatlichen
Normen, weibliche Genitalverstümmelung, mit Zwang durchgesetzte Ge-
burtenkontrolle, Verfolgung aufgrund der sexuellen Orientierung oder
vom Staat nicht sanktionierte häusliche Gewalt gegen Frauen, wie etwa
Zwangsehen oder „Ehrenmorde“.

„Aufnahme“ in Österreich

Angekommen in Österreich beginnt für viele ein weiterer Leidensweg, ge-
prägt von Jahre andauernden Asylverfahren, der damit verbundenen Auf-
enthaltsunsicherheit, oft untergebracht in Massenquartieren ohne Mög-
lichkeit, einer legalen Arbeit nachzugehen - und im schlechtesten Fall ohne
Quartier, ohne Versorgung.

Kommt eine Frau nach Österreich, so ist sie zuerst einmal damit konfron-
tiert, dass ihre wohlbegründete Furcht vor Verfolgung hier nicht als solche
gilt. Materiell verweist das Asylgesetz auf die Genfer Flüchtlingskonventi-
on (GFK), die unter einem Flüchtling eine Person versteht, die „aus begrün-
deter Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zu-
gehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politi-
schen Gesinnung“ den Heimatstaat verlassen musste.

Es wird zwar von der Legistik immer wieder
betont, dass frauenspezifische Fluchtgrün-
de unter „Verfolgung wegen Zugehörigkeit
zu einer sozialen Gruppe“ subsumiert wer-
den könnten und daher eine gesonderte Er-
wähnung frauenspezifischer Fluchtgründe
im Gesetz nicht notwendig sei. Die Praxis
sieht aber, vor allem in erster Instanz, ganz
anders aus.

Immer wieder tauchen in Asylentscheidun-
gen Ausführungen auf, dass eine Verfol-
gung aufgrund von Übertretungen frauen-
spezifischer Normen kein Asylgrund im Sin-
ne der GFK sei, weil alle Frauen betroffen
seien und dies nun einmal die Kultur und
Gesetze dieses Landes seien. Sexuelle Ge-
walttaten beispielsweise durch Staatsorga-
ne würden einer Frau von einer Einzelper-
son angetan und seien deshalb nicht unter

Auch wegen der Kinder sind
Frauen weniger mobil.

Afghanin mit Kind.

Re Sue Na Bright, Burma
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„staatliche Verfolgung“ zu subsumieren. Gravierende Frauenrechtsverlet-
zungen im häuslichen Bereich seien „private“ Bedrohungen und daher
asylrechtlich nicht relevant.

In den letzten Jahren gab es bezüglich frauenspezifischer Fluchtgründe in
Entscheidungen zweiter und dritter Instanz einige positive Änderungen –
zum Beispiel Asylgewährung bei drohender Genitalverstümmelung, positi-
ve Asylbescheide für „moderne“ Frauen in Afghanistan oder bei Gefahr
von „Ehrenmord“– doch sind dies im Moment leider nur vereinzelte Ent-
scheidungen.

Auch verfahrensrechtlich wird die Situation von Frauen nur unzureichend
berücksichtigt. Es gibt darin gerade eine einzige Bestimmung, die auf Frau-
en gesondert Rücksicht nimmt: Bei der Ersteinvernahme werden Men-
schen, die eine geschlechtsspezifische Verfolgung geltend machen, von
Personen desselben Geschlechts einvernommen. Das Ganze gilt aller-
dings erst, nachdem die geschlechtsspezifischen Fluchtgründe genannt
wurden, und gilt nicht für die Dolmetschperson.

Lebensrealität in Österreich

Lebensrealitäten männlicher und weiblicher AsylwerberInnen sind geprägt
durch psychische Folgen von Entwurzelung, Rechtsunsicherheit, Status-
verlust, Autoritätsverlust gegenüber Kindern, Verlust der kulturellen Identi-
tät, soziale Isolation, Armut und Diskriminierungserfahrungen.

Aufgrund geschlechtspezifischer Rollenzuweisungen ist es meist Aufgabe
der Ehefrauen und Mütter, unter den schwierigen neuen Lebensbedingun-
gen die Familie zusammenzuhalten und Krisen innerhalb der Familie zu lin-
dern. Gleichzeitig steigt natürlich auch angesichts erzwungener Arbeitslo-
sigkeit, Diskriminierung, Rechtsunsicherheit und beengter Quartiere das
Konfliktpotential deutlich an. Frauen sind so vor allem in Massenquartie-
ren in Gefahr, (sexueller/sexualisierter) Gewalt von Seiten männlicher An-
gehöriger, anderer Flüchtlinge oder des Heimpersonals ausgesetzt zu sein.

Aufgrund der unzureichenden und zum Teil gar nicht bestehenden Versor-
gung für AsylwerberInnen und der Tatsache, dass Beschäftigungsbewilli-
gungen nur in den seltesten Fällen für AsylwerberInnen erteilt werden, be-
geben sich weibliche Flüchtlinge oft in ausbeuterische Lebens- oder Ar-
beitsbeziehungen. Verdeckte Obdachlosigkeit ist ein frauentypisches Phä-
nomen, das Asylwerberinnen noch einmal in verstärktem Ausmaß betrifft.

Im Zuge unserer Beratungsarbeit erfüllt es uns angesichts dieser Umstän-
de immer wieder mit Erstaunen und Bewunderung, mit welcher Stärke vie-
le Frauen nach all diesen Erfahrungen ihren Weg in Österreich gehen.
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Peregrina – Bildungs-, Bera-
tungs- und Therapiezentrum
für Immigrantinnen

Peregrina
setzt sich für
die Verbesse-
rung der Le-
benssituation
von Migran-
tinnen ein.

Wir bieten an:

• muttersprachliche Rechts-
und Sozialberatung,

• muttersprachliche psycholo-
gische Therapie und

• Deutschkurse mit Kinderbe-
treuung.

Mehr über Peregrina unter
www.peregrina.at

Übrigens, wenn Sie die Arbeit
von Peregrina unterstützen
wollen, finanzieren Sie mit ei-
ner Spende von

• 25,- eine Deutschkurseinheit

• 30,- eine Therapiestunde
• 35,- eine Rechtsberatungs-

einheit

Spenden- Konto Nr. 02410
666 254, BLZ 14000
(BAWAG)

Danke
Das Peregrina Team

Währingerstraße 59/6, 1090
Wien; Tel: 01.408 61 19 oder
408 33 52;
Fax: 01.408 04 16/13;
information@peregrina.at
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Kinder und Jugendliche
auf der Flucht
Paul stammt aus Sierra Leone und war, nachdem sein Vater im Bürgerkrieg
umgekommen war, mit seiner Mutter nach Nigeria – in deren Heimatdorf
– geflüchtet. Dort lebte er für mehrere Jahre, bis es zu Grenzstreitigkeiten
mit Nachbarn kam, in deren Verlauf seine Mutter getötet wurde. Seine
drei jüngeren Geschwister wurden vom Onkel aufgenommen, der 16-jäh-
rige Paul sollte für sich selbst sorgen.

Der Onkel sah für Paul keine Zukunft in Nigeria, er verkaufte das Grund-
stück der Mutter und organisierte mit dem Geld einen Schlepper, der Paul
nach Spanien brachte. Er sollte dort Geld verdienen, um so zum Lebensun-
terhalt der Familie beizutragen. Paul verbrachte ein Jahr seines Lebens in
Spanien, ohne jedoch mit den Behörden Kontakt aufzunehmen. Er hatte
ständig Angst, von der Polizei kontrolliert und nach Nigeria oder in sein
Heimatland abgeschoben zu werden. Er wagte es daher nicht, sich nach
einer Arbeit umzusehen, und war somit auf die Unterstützung von Lands-
leuten angewiesen. Freunde rieten ihm schließlich, nach Deutschland zu
gehen. In Frankfurt lebt ein Familienmitglied von Paul, der auch bereit wä-
re, Paul bei sich aufzunehmen.

Paul kam am 24.5.2004 in Österreich an. Er wurde von seinem Schlepper
nach Traiskirchen gebracht, im Flüchtlingslager beantragte er Asyl.

Paul ist einer von insgesamt 50 Millionen Menschen, die sich auf der
Flucht vor Krieg, Verfolgung, Armut oder Umweltkatastrophen befinden,
die Hälfte von diesen ist jünger als 18 Jahre. Die meisten Flüchtlinge ver-
bleiben in oder nahe den jeweiligen Krisenregionen. 24.676 schafften es
im Jahr 2004, in Österreich Asyl zu beantragen, darunter waren 1.351 un-
begleitete minderjährige Flüchtlinge. Der überwiegende Teil der unbeglei-
teten Jugendlichen sind, wenn sie in Österreich ankommen, 16 oder 17
Jahre alt. Immerhin waren im letzten Jahr aber auch 88 AntragstellerInnen
jünger als 14 Jahre.

Besonderer Schutz für jugendliche Flüchtlinge

Jugendliche AsylwerberInnen haben spezifische Rechte, dies deswegen,
weil man erkannt hat, dass sie speziellen Schutz und Unterstützung benö-
tigen. Dies gilt im besonderen Ausmaß, wenn sie ohne Eltern im Asylland
sind. So entstanden immer mehr Projekte, die sich der altersgerechten Un-
terbringung und Betreuung von unbegleiteten minderjährigen Asylwerbe-
rInnen widmen. Derzeit stehen in Österreich etwa 500 Unterbringungs-
plätze für jugendliche AsylwerberInnen bereit, dies ist immer noch zu we-
nig, aber fünf Jahre zuvor gab es noch keinen einzigen derartigen Platz.
Auch die Angebote zur Gestaltung der Tagesstruktur konnte in letzter Zeit
deutlich ausgebaut werden. So wurden und werden Theaterproduktionen,
Werkstätten, Trommelworkshops, Ausflüge, Feriencamps und Paten-
schaftsprojekte für junge AsylwerberInnen initiiert und durchgeführt.

Unbestritten ist, dass sich in den letzten Jahren die Situation für junge Asyl-
werberInnen in Österreich – zumindest in einigen Lebensbereichen –
deutlich verbessert hat. Ebenso unübersehbar ist jedoch, dass die Praxis
nach wie vor weit davon entfernt ist, alle aus internationalen Verträgen
und nationalen Gesetzen abzuleitenden Verpflichtungen umzusetzen.

Schule ja, Berufsausbildung nein?
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Während für Kinder und Jugendliche mit
österreichischer Staatsbürgerschaft die Be-
stimmungen der Kinderrechtskonvention
im Großen und Ganzen erfüllt sind, gibt es
im Bereich von Zugewanderten auch mehr
als zehn Jahre nach dem Inkrafttreten gra-
vierende Mängel.

Rechtsbeistand und Obsorge

Die aktuellen Probleme von unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlingen sind immer
noch mannigfaltig. Sie beginnen bereits
vor der Einreise. Aufgrund der restriktiven
Grenzüberwachung sind Flüchtlinge ver-

stärkt auf die Hilfe von SchlepperInnen angewiesen. Wenn sie es schaffen
– fast immer auf illegalem Weg – nach Österreich zu kommen, beginnt für
sie ein zermürbender Weg durch die Bürokratie.

Die rechtliche Vertretung im Asylverfahren ist in den letzten Jahren kaum
besser geworden. Von den für diese Aufgabe zuständigen Jugendwohl-
fahrtsträgern werden nur selten ausreichend Ressourcen bereitgestellt, um
die Vertretungsarbeit auch nur zufriedenstellend erfüllen zu können. So
werden die Jugendlichen nur teilweise auf das Asylverfahren vorbereitet,
geeignete Dolmetscher stehen meist nicht zur Verfügung, und immer
noch sehen viele Jugendliche ihre/n rechtliche/n VertreterIn erstmals bei
der Einvernahme am Bundesasylamt. Durch das im Mai 2004 eingeführte
Zulassungsverfahren in einer Erstaufnahmestelle wird eine rechtliche Ver-
tretung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen noch zusätzlich er-
schwert, da eine kontinuierliche Vertretung nun nicht mehr möglich ist.

Ein weiterhin ungeklärtes Problem stellt die Regelung der Obsorge dar.
Die meisten Jugendwohlfahrtsträger weigern sich beharrlich und wider

besseres Wissen, ihrem gesetzlichen Auftrag nachzukommen.
Während in Niederösterreich – wie dies vom Gesetz verlangt
wird – vom Jugendwohlfahrtsträger für jede/n unbegleitete/n
minderjährige/n AsylwerberIn der Antrag auf Feststellung der
Obsorgepflicht beim Bezirksgericht eingebracht wird, weigern
sich etwa die Länder Wien, Salzburg oder Steiermark beharrlich,
ihrer gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen. Daraus entste-
hen sowohl Nachteile für die Jugendlichen als auch rechtliche
Grauzonen in der Betreuungsarbeit.

Ausbildung und Arbeit

Besonders benachteiligt sind junge AsylwerberInnen bezüglich
Bildung, Ausbildung und Arbeit. Während der Zugang zu Pflicht-
schulen allen schulpflichtigen AsylwerberInnen offen steht, ist
der Besuch von weiterführenden Schulen nur in wenigen Einzel-
fällen möglich. Seit Mai 2004 werden für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge im Rahmen der Grundversorgung Deutsch-
kurse im Ausmaß von 200 Stunden finanziert. Dieses Angebot
ist zwar ein Fortschritt, reicht aber keinesfalls aus, die deutsche
Sprache auch nur annähernd zu erlernen. Vor allem für jene Ju-
gendlichen, die in ihrer Heimat keine oder kaum Schulausbil-
dung erhalten haben, wäre eine langfristige und intensive indivi-
duelle Unterstützung unbedingt notwendig.

Unbegleitete Kinder und Jugendliche
brauchen besonderen Schutz.

Yevgenia, Ukraine
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Gemäß einem Erlass des Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft
vom 1. Mai 2004 dürfen AsylwerberInnen nicht arbeiten. Dieses Faktum
führt bei vielen jungen AsylwerberInnen zu Frustration und Verzweiflung.
Wie andere Jugendliche auch, wollen sie ihr Leben selbst gestalten, sie
möchten einen Beruf erlernen, ihr eigenes Geld verdienen und unabhän-
gig von staatlicher Unterstützung werden.

Selbst bei freiem Zugang zum Arbeitsmarkt wäre es für junge Asylwerbe-
rInnen enorm schwierig, eine Arbeitsstelle zu finden. AsylwerberInnen ha-
ben Probleme mit der deutschen Sprache, ihr Aufenthaltsstatus ist unge-
klärt, und manchmal sind sie aus körperlichen oder psychischen Gründen
nicht in der Lage, einer anstrengenden Arbeit nachzugehen. Nicht gerade
die besten Startbedingungen für einen Einstieg ins Berufsleben. Trotzdem
würde die Aussicht auf legale Arbeit die Hoffnung am Leben erhalten.

Dieses Ziel verfolgen auch Projekte wie das EQUAL-Projekt „EPIMA“.
EPIMA tritt für das Recht auf Arbeit und Ausbildung von AsylwerberInnen
ein. Bisher ist es allerdings nicht gelungen, eine Änderung der restriktiven
Arbeitsmarktpolitik herbeizuführen.

Daneben will EPIMA durch die Schaffung von Qualifizierungsmodellen
die spezifischen Benachteiligungen von jungen AsylwerberInnen wie
Sprachprobleme, Orientierungslosigkeit, fehlende Informationen über Be-
rufe und Ausbildungen und Konsequenzen, die aus den unterbrochenen
Bildungswegen resultieren, verringern. Insgesamt haben bisher in fünf
Bundesländern mehr als 180 junge AsylwerberInnen an den EPIMA-Mo-
dulen teilgenommen.

EPIMA und andere Projekte werden auch weiterhin versuchen, für Paul
und andere junge Flüchtlinge Chancen zu eröffnen. Es bleibt noch viel zu
tun! In folgenden Bereichen herrscht dringender Handlungsbedarf:

• Es ist notwendig, genügend geeignete Unterbringungsplätze für unbe-
gleitete Minderjährige bereitzustellen. In Erstaufnahmeeinrichtungen
soll zunächst der Betreuungsbedarf abgeklärt werden. Geschwister
sollten immer gemeinsam untergebracht werden.

• Spätestens zwei Wochen, nachdem sich ein minderjähriger Flüchtling
bei den Behörden gemeldet hat, sollte ihm, wenn er unbegleitet ist,
ein Obsorgeberechtigter zur Seite gestellt werden. Dieser hat darauf
zu achten, dass alle Entscheidungen zum Wohl des Kindes und Ju-
gendlichen getroffen werden und dass das Kind/der Jugendliche eine
angemessene Verpflegung, Unterbringung, gesundheitliche Versor-
gung, Bildung und sprachliche Unterstützung erhält.

• Kinder und Jugendliche sollten bereits während des Asylverfahrens
Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten erhalten. Sowohl die Pflicht-
schule als auch die Weiterbildung und Berufsausbildung sollten durch
Sprachunterricht ergänzt werden.

• Die Mitarbeiter des Bundesasylamts und die rechtlichen Vertreter der
Jugendwohlfahrtsträger sollten spezielle Schulungen in Bezug auf Ein-
vernahmetechniken und kinderspezifische Fluchtgründe erhalten.

Heinz Fronek, Aslykoordination

Asyl – Asylwerber –
anerkannter Flüchtling

Das Asylgesetz von 1997 re-
gelt, wann und wie ein Flücht-
ling in Österreich Asyl erhält.
Wer Flüchtling ist, ist im Asyl-
gesetz nicht geregelt. Dazu
wird auf den Flüchtlingsbegriff
der Genfer Flüchtlingskonven-
tion (GFK) verwiesen.

Flüchtling ist demnach, wer in
seinem Herkunftsland auf-
grund seiner „Rasse“, Religion,
Nationalität, Zugehörigkeit zu
einer bestimmten sozialen
Gruppe oder seiner politi-
schen Gesinnung verfolgt
wird. Als Flüchtling anerkannt
wird, wer diese Verfolgungs-
gründe im Asylverfahren
glaubhaft macht. Hungersnot,
Naturkatastrophen, mangeln-
de Lebensperspektiven sind
keine Fluchtgründe im Sinne
der GFK.

Laut Gesetz ist ein Asylwerber
ein Fremder ab Einbringung
seines Asylantrages bis zum
rechtskräftigen Abschluss des
Asylverfahrens.

[In erster Instanz entscheidet
das Bundesasylamt. Es besteht
die Möglichkeit, gegen eine
negative Entscheidung des
Bundesasylamtes Berufung an
den unabhängigen Bundes-
asylsenat (UBAS) zu erheben.
Gegen einen abweisenden Be-
scheid des UBAS kann schließ-
lich auch eine Beschwerde
beim Verfassungsgerichtshof
oder beim Verwaltungsge-
richtshof eingereicht werden.]

Wird ein Asylwerber als
Flüchtling anerkannt, erhält er
Asyl, das heisst, ein dauerndes
Aufenthaltsrecht in Österreich.
Weiters erhält er damit freien
Zugang zum Arbeitsmarkt und
wird in wesentlichen Belangen
österreichischen Staatsbürge-
rInnen gleichgestellt.
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Grundversorgung
Die Unterbringung und Versorgung von
AsylwerberInnen war jahrelang die – po-
litisch durchaus gewollte – Schwachstelle
des österreichischen Asylsystems. Ein
willkürlich geführtes „Bundesbetreuungs-
system“, in das die Hälfte bis zwei Drittel
der AsylwerberInnen nicht aufgenom-
men wurden, führte dazu, dass die ob-
dachlosen und unversorgten Flüchtlinge
sehr oft das Weite suchen und in einem
anderen Land ihr Glück versuchten.

Mit der langsamen Angleichung der eu-
ropäischen Asylsysteme im Zuge der
„Schaffung eines gemeinsamen Raums
der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts“ kam auch Österreich unter Zug-
zwang.

Einerseits war es nicht mehr sinnvoll, bereits registrierte AsylwerberInnen
zu vergraulen, weil sie mit einiger Zeitverzögerung wieder nach Öster-
reich zurückgeschickt wurden. Grund: Nach dem Dubliner Übereinkom-
men ist das EU-Land für die Durchführung eines Asylverfahrens zuständig,
das die Flüchtlinge als erstes betreten, und die zentral gespeicherten Fin-
gerabdrücke sorgen dafür, dass die Rückführung in das zuständige Land
auch real stattfindet.

Andererseits schreibt die 2003 verabschiedete EU-Richtlinie die Unterbrin-
gung und Versorgung aller bedürftigen AsylwerberInnen während der
Dauer des Asylverfahrens vor.

Österreich musste also ein Grundversorgungssystem entwickeln, das den
Ansprüchen der EU-Richtlinie (die in den meisten EU-Ländern übrigens
schon lange selbstverständliche Standards sind) genügt. Da AsylwerberIn-
nen in manchen Bundesländern Anspruch auf Sozialhilfe hatten – eine
Verantwortung der Länder also schon teilweise bestand – erschien eine
Kompetenz- und Kostenteilung zwischen Bund und Ländern in einem Ver-
trag (nach Art. 15a B-VG) naheliegend.

Schon 2001 begannen Verhandlungen, die sich allerdings bis Ende 2003
hinzogen. Hauptstreitpunkt war die Aufteilung der Kosten. Schließlich
konnte man sich darauf einigen, dass die Länder die Durchführung der
Grundversorgung sowie 40% der Kosten übernehmen, der Bund 60%
zahlen und die Zuweisung der AsylwerberInnen organisieren sollte.

Die Grundversorgung umfasst die Unterbringung und Versorgung
(Höchstsatz dafür 17,- /Tag) der AsylwerberInnen, sowie ein Taschengeld
von 40,- pro Person und Monat, Krankenversicherung und soziale Betreu-
ung mit einem Betreuungsschlüssel von 1:170. Dazu kommen bei Bedarf
150,- pro Person und Jahr Bekleidungshilfe und 200,- pro Kind für Schul-
bedarf. Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) ist ein erhöhter
Betreuungsaufwand vorgesehen, und sie müssen auch in eigenen Quartie-
ren (Höchstsätze: zwischen 37,- im betreuten Wohnen und 75,- im Clea-
ringverfahren) untergebracht werden.

Bestenfalls ein Massenquartier

Grundversorgung

Nachdem in Österreich jahre-
lang die Unterbringung, Ver-
pflegung und medizinische Be-
treuung von AsylwerberInnen
mangelhaft war, einigten sich
Bund und Länder im Jahr
2003 auf eine Vereinheitli-
chung der Versorgung von
hilfsbedürftigen AusländerIn-
nen (darunter AsylwerberIn-
nen) bei geteilter Kostentra-
gung („Grundversorgungsver-
einbarung“). Die Vereinba-
rung, die am 1. Mai 2004 in
Kraft trat, führte in der Praxis
tatsächlich zu einer wesentli-
chen Verbesserung der Ver-
sorgungslage.

Ein großes Defizit ist aller-
dings, dass sie keine Möglich-
keit der Überprüfung der Ent-
scheidung über die Nicht-Ge-
währung der Grundversor-
gung durch eine übergeordne-
te Instanz vorsieht, obwohl
dies eine entsprechende
EU-Richtlinie verlangt.
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Es ist seit 1. Mai 2004 auch möglich, privat zu wohnen und eine Unterstüt-
zung in der Höhe von 180,- pro Person für die Verpflegung und 110,-
(bzw. 220,- für Familien) als Mietbeihilfe zu beanspruchen.

Ein erfreulicher Aspekt dieser Regelung ist, dass nicht nur Flüchtlinge im
Asylverfahren, sondern auch nicht abschiebbare mittellose Fremde erfasst
werden. Außerdem bleiben anerkannte Flüchtlinge nach Abschluss ihres
Verfahrens noch weitere vier Monate in der Grundversorgung.

Bei der Umsetzung der Grundversorgungsvereinbarung ab dem 1. Mai
2004 tauchten allerdings erhebliche Probleme auf. Nicht nur, dass man-
che Bundesländer trotz der langen Verhandlungen und einer durchaus
ausreichenden Vorlaufzeit keine ausreichenden Strukturen geschaffen hat-
ten, um die Aufgabe zu bewältigen, stellte sich auch heraus, dass einige
Länder von der tatsächlichen Zahl der zu Versorgenden überrascht waren.

War bei den Verhandlungen immer wieder von 16.000 Personen die Re-
de, so zeigte sich bald, dass die tatsächliche Zahl eher bei 25.000 Bedürfti-
gen liegt. Die PolitikerInnen und BehördenvertreterInnen hatten die Zahl
der bisher ohne staatliche Versorgung bei Bekannten oder Verwandten
untergeschlüpften AsylwerberInnen unterschätzt. Die verbreitetste Art
des Flüchtlingsquartiers ist nach wie vor die private Pension mit dreißig bis
fünfzig Flüchtlingen. Großquartiere gibt es nur in einigen Städten, vor al-
lem in Wien.

Hatten die NGOs gehofft, dass bekannt mangelhafte Flüchtlingspensionen
im Zuge der Neustrukturierung des Bereiches geschlossen würden, sind
die Länderverantwortlichen heute für jeden bestehenden Platz dankbar –
auch wenn er nicht allen geforderten Standards entspricht. Neue Quartie-
re zu finden und gegen Widerstände in der Bevölkerung auch tatsächlich
Flüchtlinge anzusiedeln, erwies sich nämlich als zunehmend schwierig.
Vor allem die Äußerungen der Landeshauptleute aus Tirol und Kärnten tru-
gen dazu bei, die Skepsis in der Bevölkerung in manchen Orten in pure
Ablehnung umschlagen zu lassen.

Die notwendige gesetzliche Grundlage für die Umsetzung der Grundver-
sorgungsvereinbarung auf Länderebene fehlt nach wie vor in allen Bundes-
ländern. Wie’s in der Praxis läuft, ist höchst unterschiedlich. Während
Wien die operative Ebene zur Gänze an die Caritas ausgelagert hat und
auch in OÖ die NGOs einen Großteil der Abwicklung besorgen, läuft in
Niederösterreich oder dem Burgenland nichts ohne die zuständigen Lan-
desbeamtInnen, was diese sichtlich überlastet und es für die AsylwerberIn-
nen nicht leichter macht, zu ihren Unterstützungsleistungen zu kommen.
Die Ausschreibungen für die Quartiere und die soziale Betreuung ist nicht
in allen Bundesländern gleich erfolgt und steht z.B. im Burgenland auch
neun Monate nach Anlaufen der Grundversorgung immer noch aus.

Die Flüchtlings-NGOs, die erstmals im großen Stil subsidiär staatliche Be-
treuungsaufgaben übernehmen, haben sich zum Teil noch nicht ganz mit
dieser neuen Rolle anfreunden können. Nachdem die öffentliche Diskussi-
on verebbt ist, stehen die Chancen, dass das System bundesweit zu funk-
tionieren beginnt, nicht schlecht.

Allerdings sollen, wie man aus dem Innenministerium hört, die dortigen Ju-
ristInnen bereits an einer Abänderung der Grundversorgungsvereinbarung
basteln – was sicher nichts Gutes verheißt.

Herbert Langthaler ist Ethnologe und Publizist,
Vorstandsmitglied der Asylkoordination Österreich

Es sind immer Einzel-
schicksale: Olexij und sein
Sohn Juri

Olexij ist 28 Jahre alt, geboren
in der Ukraine. Olexij hat sich
in der Wahlbewegung der Op-
position engagiert und wurde
deshalb auf unterschiedliche
Weise bedroht, sodass ein
weiterer Aufenthalt in der
Ukraine für ihn gefährlich wur-
de. Er flüchtete im Jahr 2000
mit seiner Frau nach Öster-
reich. Hier sind inzwischen 2
Kinder geboren worden. Die
Familie wartet seit 3½ Jahren
auf die Erledigung ihres Asyl-
antrages.
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AsylwerberInnen:
kriminell oder kriminalisiert?
Der Forderung nach einer „Verschärfung“ des Asylrechts als Folge des ho-
hen Anteils an straffälligen AsylwerberInnen werden in der öffentlichen
Diskussion vor allem rechtsstaatliche Bedenken hinsichtlich einzelner be-
absichtigter Maßnahmen entgegengehalten. Nicht ernsthaft in Frage ge-
stellt werden jedoch die Annahmen, dass die Anzahl straffälliger Asylwer-
berInnen tatsächlich stark angestiegen ist und das Asylgesetz daher zu-
künftig als Mittel zur Kriminalitätsbekämpfung verwendet werden soll.

Es scheint so, als ob die Scharfmacher mit der Emotionalisierung des The-
mas erfolgreich waren: die Gleichstellung von AsylwerberInnen und Straf-
täterInnen ist weit fortgeschritten. Dass Menschen aus in der Genfer Kon-
vention festgeschriebenen Gründen ihre Heimat verlassen und in sicheren
Staaten Schutz suchen, wird nur mehr am Rand wahrgenommen. Einfa-
cher ist es, allen Missbrauch zu unterstellen und sich der Pflicht zur Prü-
fung von Asylanträgen durch Errichtung von Lagern außerhalb Europas zu
entledigen. Ist Österreich dabei, seine Rolle als schutzgewährender Staat
aufzugeben, oder erfordern neue Erscheinungsformen der Kriminalität be-
sondere Maßnahmen?

Zur Beantwortung dieser Fragen bedürfte es zunächst ei-
ner verlässlichen Analyse der Kriminalitätsentwicklung,
die es aber zu dem hier interessierenden Zusammenhang
nicht gibt. Das führt dann dazu, dass zur Stimmungsma-
che auf die Anzeigenstatistik zurückgegriffen wird, wel-
che wiederum nichts über die Zahl der rechtskräftigen
Verurteilungen aussagt. Dazu kommt, dass auch hinsicht-
lich der Strafverfolgung selektiv vorgegangen wird. Weil
beispielsweise die öffentliche Wahrnehmbarkeit der
Suchtgiftkriminalität in Form der Weitergabe von gering-
fügigen Mengen als besonders störend empfunden wird,
werden beträchtliche Ressourcen der Sicherheitsbehör-
den in diesem Bereich verschwendet. Ohne besondere
Anstrengungen kommt es zu Anzeigen, Festnahmen und

Verurteilungen. Schnell wird das Ganze zur Bedrohung durch die nigeria-
nische Drogenmafia aufgebauscht, und da kommt es auch sehr gelegen,
dass AsylwerberInnen beteiligt sind. Der Effekt dieser oft medienwirksam
inszenierten Amtshandlungen ist gering, die Auswirkungen auf die Krimi-
nalitätsstatistik allerdings hoch.

Eine ausgewogene Betrachtung hätte auch die schwierige Lebenssituation
von AsylwerberInnen zu berücksichtigen. So liegt einer nicht zu vernach-
lässigenden Zahl von Verurteilungen die Verwendung falscher Dokumen-
te zum Zweck der Einreise zugrunde. Die in Art. 31 Genfer Flüchtlingskon-
vention vorgesehene Straffreiheit wird von den österreichischen Gerich-
ten bei Urkundendelikten nicht angewendet. Das zermürbende Warten
auf Entscheidungen in hoffnungslos überfüllten Unterkünften und die Un-
sicherheit über die Versorgung während des Verfahrens sind auch Fakto-
ren, die Ursache für ein Fehlverhalten sein können. Letztlich ist nicht zu
übersehen, dass die ablehnende Grundhaltung gegenüber den ungelieb-
ten AsylwerberInnen auch nicht gerade ein stabilisierender Faktor ist. Tat-
sache ist aber auch, dass weder ein Asylverfahren noch der Status als aner-

Neue Feindbilder: Schwarze,...
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kannter Flüchtling einen absoluten Schutz vor
einer Aufenthaltsbeendigung bieten: Die Be-
gehung schwerer Straftaten kann bereits nach
geltender Rechtslage zum Verlust des Asyls
führen.

Es ist daher höchst an der Zeit, der Negativ-
propaganda gegen die – mit Sicherheit nicht
aus Unwissenheit oder zufällig ständig abwer-
tend als Asylanten bezeichneten – Asylwerbe-
rInnen wirksam entgegenzutreten, menschen-
würdige Bedingungen während des Verfah-
rens zu schaffen und zuverlässige Analysen
über die Straffälligkeit von AsylwerberInnen
zu erarbeiten. Das österreichische Straf- und
Strafvollzugsrecht ist keinesfalls so zahnlos,
dass es als Reaktion auf strafbares Verhalten unzureichend wäre. Wer da-
her weiterhin an der Demontage des Asylgesetzes arbeitet, muss sich den
Vorwurf gefallen lassen, schutzsuchenden Menschen ihren völkerrechtlich
garantierten Schutz zu erschweren oder sogar völlig zu verwehren.

Wilfried Embacher ist Rechtsanwalt und Mitglied von Netzwerk Asylanwalt
www.asylanwalt.at

...Islam

Migration und Integration von MigrantInnen vorerst
beiseite zu lassen und uns ganz auf das heiße Thema Asyl zu konzentrie-
ren. Georg hat die wichtigsten Grundbegriffe verständlich dargestellt.

Um die Lage von AsylwerberInnen einigermaßen begreifen zu können,
muss auch der Ablauf des Verfahrens verstanden werden. Andrea Huber
von amnesty international hat mir darüber und über die derzeit diskutier-
ten Gesetzesänderungen den Durchblick verschafft.

Erstaunlich einfach war es, kompetente AutorInnen für die Fachartikel zu
finden. Danke, dass durch diese großartige Gratisleistung diese Ausgabe
möglich wurde.

Die besonderen Aspekte von Frauen und unbegleiteten Kindern und Ju-
gendlichen wurden ebenso dargestellt wie die Rückkehrhilfe und die
Grundversorgung der AsylwerberInnen. Das heikle Thema Asylwerber
und Kriminalität blieb auch nicht ausgespart.

Mit der 0,7%-Kampagne, die an Mindestverpflichtungen zur Entwicklungs-
hilfe erinnert, wird auch ein möglicher Ausweg aus dem Dilemma ange-
dacht und eine Aktionsmöglichkeit angeboten.

Nachhaltigkeit heißt für SOL neben dem sorgsamen Umgang mit den Res-
sourcen, die uns unsere Kinder borgen, natürlich auch Solidarität mit den
Menschen, die jetzt leben. Die SOL-Generalversammlung im Jänner 2005
in einem Wiener Flüchtlingsheim abzuhalten, ist dafür ein kleines Zeichen.

Menschen, die aus irgendeiner Not ihre Heimat verlassen haben und sich
bei uns Hilfe erhoffen, haben ein Recht auf fairen, freundlichen Empfang
und dürfen keinesfalls Spielball sein für kleinlichen parteipolitischen Eigen-
nutz.

Weil da Information hilft, haben wir dieses Heft gemacht.

Klaus Schuster

Weiter von Seite 1
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Sisyphosarbeit für den
Rechtsstaat
Wer im Asylbereich arbeitet, fühlt sich oft wie Sisyphos, der dazu verurteil
ist, unablässig einen Felsblock einen Berg hinaufzuwälzen, von dessen
Gipfel der Stein von selbst wieder hinunterrollt. Die Phantasie des Gesetz-
gebers bei der Erfindung restriktiver Regelungen und Praktiken scheint kei-
ne Grenzen zu kennen, und jedenfalls nicht die von Menschenrechten
und Verfassungsrecht. Zwar besteht natürlich die Möglichkeit, Rechtsmit-
tel zu ergreifen, doch das Ergebnis kommt für die Betroffenen oft zu spät,
und darüber hinaus fühlt sich der Gesetzgeber selbst an höchstgerichtliche
Urteile nicht gebunden. Er beschließt schlicht dieselbe oder eine ähnliche
Regelung noch einmal – und gewinnt dadurch wieder Zeit bis zur nächs-
ten höchstgerichtlichen Korrektur.

Beispiel 1: Rückwirkende Gesetzesänderung

Im Jahr 2003 urteilte der Oberste Gerichtshof zweimal gegen die jahre-
lang übliche willkürliche Aufnahme bzw. Nichtaufnahme von Asylwerbern
in die Bundesbetreuung und stellte fest, dass die Bundesbetreuung kein

Gnadenrecht ist, sondern ein
Rechtsanspruch jener besteht,
die die gesetzlichen Vorausset-
zungen erfüllen.

Den Hilfsorganisationen, die die
rechtswidrig vom Bund verwei-
gerte Unterbringung aufgefan-
gen haben, sprach der Oberste
Gerichtshof einen Ersatzan-
spruch zu. Der Bund könne sich
nicht dadurch entlasten, dass er
seine Verpflichtungen auf die
NGOs abwälzt. Am 13. Okto-
ber 2003 wurde im Innenaus-
schuss eine Novelle zum Bun-
desbetreuungsgesetz aus dem
Ärmel gezogen, in dem die laut
OGH zustehenden Kostener-

satzansprüche der NGOs gesetzlich ausgeschlossen wurden – rückwir-
kend versteht sich.

Beispiel 2: Ignorieren der Kritik im Begutachtungsverfahren

Im Oktober 2003 beschloss der Nationalrat die Asylgesetz-Novelle 2003,
ungeachtet der Kritik von vielen Seiten im Begutachtungsverfahren. Wäh-
rend üblicherweise in einzelnen Verfahren langwierig der Instanzenzug
von der ersten Instanz bis zum Verfassungsgerichtshof durchlaufen wer-
den muss, trugen die Bundesländer Wien und Oberösterreich – zur Über-
raschung des Gesetzgebers – diesmal dazu bei, dass es zu einer zügigen
Entscheidung des Höchstgerichtes kam. Die beiden Bundesländer bean-
tragten noch vor Inkrafttreten des Gesetzes eine „abstrakte“ Prüfung eini-
ger Bestimmungen des Asylgesetzes 2003 durch den Verfassungsgerichts-
hof – losgelöst vom Einzelfall.

Migration

Der Begriff „Migration“
stammt vom lateinischen Wort
„migratio“, das übersetzt
„Wanderung“ bedeutet. Die
Wanderungsbewegungen von
Menschen haben vielfältige
Ursachen, sie können unter
anderem sozialer, wirtschaftli-
cher, politischer, religiöser
oder ökologischer Natur sein.

Unter den Menschen, die aus
diesen ganz verschiedenen
Nöten und Motiven ihre Hei-
mat verlassen haben, können
nur jene in Österreich Asyl er-
halten, die aus Gründen, die
in der Genfer Flüchtlingskon-
vention genannt sind (s.
„Asyl“), ausgewandert sind.

Die Menschen und ihre Bedürf-
nisse stehen im Zentrum der
Arbeit der Asylbetreuer.
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Mit Urteil vom 15. Oktober 2004 wurden drei Kernbestimmungen der
Asylgesetznovelle als verfassungswidrig aufgehoben und in einer Reihe
anderer Bestimmungen festgelegt, wie „nicht aufgehobene Bestimmun-
gen des Asylgesetzes von den Behörden künftig (!) auszulegen sind.“
(Presseinformation des VfGH vom 15.10.2004) Zur Qualität des Gesetzes
insgesamt vermerkte Verfassungsgerichtshofspräsident Korinek: „Die le-
gistische Qualität des Gesetzes ist nicht gut, und das ist noch höflich for-
muliert.“ Das Urteil machte klar, dass der Gesetzgeber mit dem Asylgesetz
2003 die Grenzen des Verfassungsrechts und der Menschenrechte deut-
lich überschritten hat.

Reaktion unmittelbar nach Verkündung des Urteils des Verfassungsge-
richtshofs: Es müsse so rasch wie möglich zu einer Verschärfung des Asyl-
gesetzes kommen. Am 7. Dezember 2004 beschloss der Ministerrat eine
Punktation von geplanten Verschärfungen für 2005.

Beispiel 3: Abwälzen der Verantwortung

Die Qualität der Asylbescheide in erster Instanz ist derart indiskutabel,
dass im Zeitraum Jänner bis Oktober 2004 67,5 % dieser Entscheidungen
von der unabhängigen Berufungsbehörde korrigiert werden mussten.
Doch selbst dort, wo der Bescheid des Bundesasylamts letztlich bestätigt
wurde, musste die Berufungsbehörde (Unabhängiger Bundesasylsenat,
UBAS) zuerst die massiven Verfahrensfehler der Erstinstanz beheben.

Während bei Einrichtung des UBAS 1997 40 Entscheider für 5.400 Verfah-
ren vorgesehen waren, müssen tatsächlich 35 RichterInnen in jährlich et-
wa 9.000 Fällen die miserablen Verfahren erster Instanz nachbessern und
korrigieren.

Bei einem Zivil- oder Strafgericht oder auch jeder anderen Verwaltungsbe-
hörde hätten die erstinstanzlichen Entscheider ein ernsthaftes Problem,
wenn 67,5 % ihrer Entscheidungen einer Überprüfung nicht standhalten.
Nicht so im Asylbereich. Hier ist die Reaktion der Entscheidungsträger –
Kritik an der Berufungsbehörde und die Forderung nach deren Abschaf-
fung.

Mag. Andrea Huber, Asylrechtsexpertin,
amnesty international Österreich

Es sind immer Einzel-
schicksale: Nareman D.

62 Jahre alt; kurdischer Uni-
versitätsprofessor aus Sulema-
nia im Irak. Er setzte sich für
die Rechte der Kurden ein
und entzog sich 1975 der dro-
henden Verhaftung. „Ich war
Partisan. Saddam Hussein hat
versucht, unser Volk zu ver-
nichten. Ich habe mit der Waf-
fe für das Überleben der Kur-
den gekämpft.“

1977 musste Nareman wegen
eines akuten Nierenleidens
zur Behandlung ins Ausland
und ist seither in Österreich.
Nareman spricht 7 Sprachen
und ist Flüchtlingsbetreuer in
Wien.
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RückkehrHilfe –
ja derf ma denn des?

Allzu klar sind oft die Fronten bei
Diskussionen um Flüchtlinge und
AsylwerberInnen: „Das sind eh al-
les nur Wirtschaftsflüchtlinge, die
sollen gefälligst heimfahren“ auf
der einen Seite, „ein reicher Staat
wie Österreich soll den Menschen
doch gefälligst helfen und ihnen
hier rechtliche und soziale Sicher-
heit geben“ auf der anderen.

Mit der Gründung der Rückkehr-
Hilfe vor mehr als 6 Jahren hat sich
die Caritas zwischen diese Fronten
begeben. Ohne Prinzipien aufzu-
geben, wie ich meine.

Völlig mangelhafte soziale Versor-
gung von AsylwerberInnen, zwei
Drittel von ihnen ohne jede staatli-

che Hilfe, ohne Dach über dem Kopf, ohne Essen und ohne medizinische
Versorgung, gepaart mit einem sehr strengen Asylverfahren, extrem niedri-
ger Anerkennungsquote und oft haarsträubenden ablehnenden Beschei-
den bestimmen im Jahr 19981 die Situation im österreichischen Flücht-
lingswesen. Und die Caritas will ein Referat für RückkehrHilfe gründen. Als

Rückkehr...

...braucht Hilfe

1 Die Situation hat sich bis zum heutigen Tag eindeutig verändert, besonders positiv seien hier die Einführung der
Grundversorgung mit 1. Mai 2004 sowie die seit 1998 etablierte Arbeit des Unabhängigen Bundesasylsenats
hervorgehoben.

1 Die Situation hat sich bis zum heutigen Tag eindeutig verändert, besonders positiv seien hier die Einführung der
Grundversorgung mit 1. Mai 2004 sowie die seit 1998 etablierte Arbeit des Unabhängigen Bundesasylsenats
hervorgehoben.
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ob es keine anderen Sorgen gäbe, wie sich so mancher (nicht zuletzt der
Schreiber dieser Zeilen..) denkt.

Dabei gibt es eine ganz einfache Erklärung: Es gibt einfach Menschen, die
sich genau das wünschen – einfach nach Hause zu fahren. Die BetreuerIn-
nen eines Flüchtlingsheimes der Caritas Wien erken-
nen, dass für ihre Schützlinge das Leben in Österreich
nicht immer das non plus ultra ist, dass viele den Mut
verloren haben, mit falschen Träumen in den Westen
(oder Norden) gekommen sind oder sich ganz einfach
in ihrem Heimatland die Situation zum Besseren ge-
wandt hat, und nun der Weg klar ist: heim!

Mit Unterstützung des Innenministeriums und der Eu-
ropäischen Kommission, aber auch mit gehörigen Ei-
genmitteln (als einzige in diesem Bereich tätige Orga-
nisation steckt die Caritas jährlich sechsstellige Euro-
beträge – natürlich aus Spenden – in diese Arbeit)
wird österreichweit eine Beratungsstruktur aufgebaut,
und diese wird auch ständig intensivst genutzt. Seit Dezember 1998 sind
(Stand: 31.12.2004) über 3.500 Menschen über die Caritas heimgekehrt,
mit den unterschiedlichsten Hintergründen: Kosovaren, die sich in ihrer
Heimat endlich wieder frei bewegen konnten und am Aufbau einer neuen,
eigenen Struktur mitwirken wollten, IranerInnen, für die sich – durch (sehr
langsame) Demokratisierungsschritte – die menschenrechtliche Situation
zu Hause wieder etwas gebessert hat, Georgier, die mit falschen Erwartun-
gen in den Westen gekommen sind, leider auch afghanische Flüchtlinge,
die das Warten auf ihren endgültigen Asylbescheid ganz einfach nicht
mehr ertragen haben oder türkische Kurden, deren Vater im Sterben lag.

JedeR RückkehrerIn mit einer eigenen Geschichte, mit einem ganz indivi-
duellen Hintergrund, mit ganz spezifischen Gründen, warum sie nach Ös-
terreich kommen mussten und warum sie hier nicht bleiben wollen oder
können. Und jeder wird von der Caritas als solcher ernst genommen und
nach Kräften, finanziellen Möglichkeiten sowie natürlich genauer Analyse
der persönlichen Hintergründe und Möglichkeiten im Heimatland beim
neuen Start unterstützt. Die MitarbeiterInnen der RückkehrHilfe ernten da-
für viele strahlende Blicke der Menschen, die sich am Flughafen verab-
schieden und ganz einfach dankbar sind. Und sie (und nicht nur sie) wis-
sen, dass nur in der freiwilligen Rückkehr – und zwar mit gewisser materiel-
ler und logistischer Hilfe – ein zukunftsweisender Weg in Richtung Heimat
bestehen kann; mit Zwang „Heimgekehrte“ sind die ersten KandidatInnen
für den nächsten Versuch im „goldenen Westen“.

Ein äußerst erfolgreiches Projekt, aber doch nicht mehr als ein Mosaik-
steinchen im menschlich achtsamen und an fachlichen Standards orientier-
ten Umgang mit Flüchtlingen.

Charlie Bader leitet die Rückkehrhilfe der Caritas Wien.
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Es sind immer Einzel-
schicksale: Misakjan A. mit
seinen Töchtern Gajane,
Meri und Mariam.

45 Jahre alt, Bauingenieur aus
Armenien. „Das ist schon
mein 2. Asyl. Ich war 5 Jahre
in Deutschland. Dann musste
ich zurück. Aber die Probleme
waren noch nicht gelöst. Ar-
menien ist ein Land, das von
der Mafia regiert wird. Wenn
jemand auf der Straße er-
schossen wird, hat das keine
Konsequenzen.

Ich habe meine Baufirma, das
Haus und alles andere verlo-
ren und bin wieder geflüchtet.
Ich ließ meine Frau und die
Kinder in der Ukraine bei Ver-
wandten und flüchtete weiter
nach Österreich. Nach 2½
Jahren durfte meine Familie
nachkommen. Wir konnten
uns die ganze Zeit nicht se-
hen.“

Seit vier Jahren wartet die Fa-
milie auf den Asylbescheid.
Die Familie hat zwar eine
Wohnung und bekommt vom
Staat ca. 800 Euro Unterstüt-
zung. Misakjan kann aber kei-
ner geregelten Arbeit nachge-
hen. So ist das Leben der fünf-
köpfigen Familie denkbar
schwierig.
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Nachhaltige Lösungen
Nord und Süd entwickeln sich nachhaltig – allerdings nachhaltig in ver-
schiedene Richtungen. Trotz gelebter Globalisierung ist die Identifikation
mit „dem Süden“ eine (in politischen Reihen) geringe: Obwohl sich Öster-
reich im Rahmen der UNO bereits vor 30 Jahren dazu bekannt hat, 0,7%

des Bruttoinlandsproduktes für Ent-
wicklungszusammenarbeit (EZA) auf-
zubringen, „leistete“ es sich 2003 ge-
rade 0,2%. Jährlich sterben 2 Millio-
nen Kinder an Lungenentzündung
und fast alle in Entwicklungsländern,
weil Medikamente in der „Dritten
Welt“ viel zu teuer sind. Über 100
Millionen Kinder haben keinen Zu-
gang zu Bildung, und 150 Millionen
Kinder werden keine Grundschule
abschließen – vor allem Mädchen,
Kinder ethnischer Minderheiten und
Kinder mit Behinderungen.

Um diese Situation zu ändern, müs-
sen nachhaltige Maßnahmenpakete
entwickelt und umgesetzt werden.
Durch diese Bündelung von Maßnah-

men muss die Grundlage für eine gerechtere und fairere Lebenssituation
für alle geschaffen werden. Was sollte in einem solchen Maßnahmenpaket
beachtet werden?

Es muss überlegt werden, wie mit der „freien (Markt-)Wirtschaft“ umge-
gangen wird, um zu einem faireren Handels- und Finanzsystem zu kom-
men. Viele Industrieländer schotteten ihre Märkte ab, bis sie konkurrenzfä-
hig waren, und stellten sich erst dann dem Wettbewerb – 430 der 500
größten Weltkonzerne sind aus den 29 reichen OECD-Staaten. Heute
schützen die EU und die USA ihre Agrarmärkte, doch den südlichen Län-
dern ist dies untersagt – sie müssen ihre Märkte für billige Exportprodukte
aus dem Norden öffnen, die zu Dumping führen und somit die lokalen
Märkte zerstören. Wirtschaftliche Entwicklung bedeutet aber nicht auto-
matisch auch demokratische Verhältnisse. Trotz des Wirtschaftsbooms in
China sind Menschenrechtsverletzungen an
der Tagesordnung, ethnische und religiöse
Minderheiten wie z.B. die Uiguren werden ver-
folgt, die Repression in Tibet ist bekannt.

Auch die EZA muss im Maßnahmenbündel
enthalten sein. Zusätzlich zu mehr finanziellen
Mitteln braucht es eine höhere Qualität der ös-
terreichischen EZA; z.B. ein besseres Zusam-
menspiel der Politiken im Sinne der Nachhaltig-
keit, zusätzliche Schuldenerlässe und die Ein-
führung demokratischer Standards bei der Ge-
währung von Mitteln. Dabei muss bedacht
werden, dass dieser Ansatz die Gefahr, euro-
zentrisch zu handeln, beinhaltet. Die effiziente
Armutsbekämpfung ist der einzige Weg zur

Menschen flüchten auch...

...vor Hunger und Not



Sustainable Austria Nr. 29 – Asyl in Österreich B-19

gelebten Nachhaltigkeit – die EZA kann aber wichtige
Impulse setzen, während an der Umgestaltung der
Rahmenbedingungen gearbeitet wird.

Weitere offene Fragen, die für ein Maßnahmen-
paket berücksichtigt werden müssen, sind z.B.:
Wie wird das Recht auf Boden umgesetzt, um
jahrhundertealte Ansprüche geltend zu ma-
chen? Welche Regelungen müssen in den
nächsten Jahren eingesetzt werden, um eine
sinnvolle Regulierung des Finanzmarktes zu er-
möglichen (z.B. Tobinsteuer)? Wie wird durch Ein-
führung von Standortschutzabkommen gegenseiti-
ges Dumping von Staaten auf Basis von Arbeitsrechts-,
Menschenrechts- und Sozialstandards verhindert werden
können? Wie wird mit der zunehmenden Polarisierung auch innerhalb na-
tionaler Staaten bzw. Regionen umgegangen, die Menschen an die Peri-
pherie drängt, wovon zuallererst MigrantInnen und AsylbewerberInnen
betroffen sind? Wie werden Umweltaspekte in Produktpreisen berücksich-
tigt werden, um eine Kostenwahrheit zu erzielen? Wie kann eine Entla-
stung des Faktors Arbeit erreicht werden, die gleichzeitig zu einer transpa-
renten und gerechten Besteuerung von Kapital und Vermögen führt?

Die nullkommasieben Kampagne fordert von der Österreichischen Bun-
desregierung bis zum Jahr 2010 einen verbindlichen Stufenplan zur Errei-
chung von 0,7% des BIPs, sowie die Verbesserung der Qualität der öster-
reichischen EZA. Die EntscheidungsträgerInnen sind mit der Umsetzung
beauftragt - im Sinne der Nachhaltigkeit wird aber die nullkommasieben
Kampagne die Umsetzung weiterhin beobachten und vorantreiben.

Simone Fachel, Koordinatorin der nullkommasieben Kampagne
www.nullkommasieben.at

GeschäftsführerInnen
von EZA-Organisa-

tionen gestalten den
Auftaktevent der null-

kommasieben-
Kampagne vor dem

Bundeskanzleramt

Bitte umseitig
unterschreiben und an
SOL senden. Danke!
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Name Anschrift Tel./Email Unterschrift

Bitte möglichst rasch, spätestens bis 25.6.2005, senden an SOL, Auhofstr. 146/2, 1130 Wien. Fax: 03356.77 72 12;
Unterzeichnung auch bei www.nullkommasieben.at möglich. Die ausgefüllten Listen werden im Rahmen der
0,7%-Kampagne an Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel übergeben. Alle UnterzeichnerInnen informieren wir kos-
tenlos und unverbindlich über den Fortgang der Kampagne und weitere Initiativen (www.nachhaltig.at, sol@nachhal-
tig.at, Tel. 01.876 79 24, DVR 0544485). Diese Aktion ist Teil der weltweiten Kampagne „Global Call to Action Against
Poverty “. Diese Kampagne wird in Österreich von Koordinierungsstelle der Österreichischen Bischofskonferenz für in-
ternationale Entwicklung und Mission und der nullkommasiebenkampagne koordiniert.

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler!

Österreich hat sich zur Erreichung der UN-Millenniumsziele verpflichtet. Zehn Jahre vor dem Zieldatum
(2015) sind wir vom klar vereinbarten Ziel, Armut und Hunger zu halbieren, weit entfernt: 24.000 Men-
schen sterben täglich an Hunger. Nur durch eine weltweite Verdoppelung der Finanzmittel für Entwick-
lungszusammenarbeit ist eine Trendumkehr möglich.

Das Millenniumsziel Nr.8 verlangt den Aufbau weltweiter Entwicklungspartnerschaften mit gerechten Han-
dels-und Finanzsystemen. Der Erfolg von Ziel 8 hängt vom Engagement der politischen Führer in den Indu-
striestaaten ab, ihre Zusagen einzuhalten.

Bitte treten Sie offensiv dafür ein,dass Österreich

• bis 2010 seinen finanziellen Beitrag zur Erfüllung der Millenniumsziele auf 0,7% seines Bruttonational-
einkommens erhöht und seine Entwicklungszusammenarbeit verstärkt auf die Beseitigung von Armut,
Ungerechtigkeit und Ungleichheit ausrichtet.

• den Entwicklungsländern aus zusätzlichen Mitteln die öffentlichen Schulden erlässt, die das Erreichen
der Millenniumsentwicklungsziele verhindern,

• sich für ein WTO-Agrarabkommen sowie für Freihandelsverträge einsetzt, die Entwicklungsländern er-
lauben, ihre Bäuerinnen und Bauern durch Agrarzölle vor Dumping zu schützen und

• den Beschluss der „UN-Menschenrechtsnormen für transnationale Konzerne und andere Wirtschaftsun-
ternehmen “ forciert und für österreichische Konzerne verbindlich macht..

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, halten Sie Ihr Wort! Stoppen Sie die Armut!!

Mit freundlichen Grüßen


